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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 225/16 B 
 
L 2 R 58/16 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 3 R 685/12 (SG Braunschweig) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Kurt-Schumacher-Straße 20, 38102 Braunschweig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. September 2016 durch 

den Richter   G a s s e r    als Vorsitzenden sowie den Richter   Dr.  K a l t e n s t e i n   

und die Richterin   B e r g n e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 17. Juni 2016 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 17.6.2016 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch des Klägers 

auf Rente wegen Erwerbsminderung, auch bei Berufsunfähigkeit, verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Er macht geltend, die angefochtene Entscheidung sei "unrichtig". Es müsse ihm 

daher Gelegenheit gegeben werden, den Beschluss des LSG im Rahmen einer Revision über-

prüfen zu lassen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil bzw der Beschluss des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG abweicht und auf 

dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung des 

LSG beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung vom 25.7.2016 bzw 1.8.2016 nicht 

nach Maßgabe der Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan.  

 

Soweit der Kläger mit der Auswertung und Würdigung der im Verfahren eingeholten Sachver-

ständigengutachten durch das Berufungsgericht nicht einverstanden ist, wendet er sich gegen 

dessen Beweiswürdigung. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann 

aber eine Nichtzulassungsbeschwerde von vornherein nicht auf die Verletzung des § 128 Abs 1 

S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) gestützt werden. Ebenso uner-

heblich ist, dass der Kläger die Entscheidung des LSG für "unrichtig" bzw "falsch" hält. Denn 

die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des angefochtenen Beschlusses kann nicht mit der 

Nichtzulassungsbeschwerde gerügt werden (stRspr, vgl nur BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne 

Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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